
  

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Den Mitgliedern des Grossen Rates des Kantons Basel-Stadt zugestellt am 17. September 2010.  
 
 
 

An den Grossen Rat 08.5162.02  

 
 
PD/P085162 
Basel, 15. September 2010 
 
 
Regierungsratsbeschluss 
vom 14. September 2010 
 
 
Anzug Urs Müller-Walz und Konsorten betreffend gleichzeitiger Beginn und 
gleichzeitiges Ende der Legislaturen des Landrats und des Grossen Rats 
 
Der Grosse Rat hat an seiner Sitzung vom 17. September 2008 den nachstehenden 
Anzug Urs Müller-Walz und Konsorten dem Regierungsrat zum Bericht überwiesen: 
 

"Eine der wichtigsten Aufgaben von Landrat und Grosser Rat ist die Oberaufsicht über Regie-
rung und Verwaltung. Nebst der traditionellen Oberaufsicht, welche Landrat und Grosser Rat 
durch ihre Finanz- und Geschäftsprüfungskommissionen wahrnehmen, sind in den letzten 
Jahren viele neue interkantonale, ja sogar noch weiterreichende Aufsichtsaufgaben dazu ge-
kommen. 

Nachfolgend eine Aufstellung verschiedenster Bereiche, welche durch die Oberaufsichtskom-
missionen BL und BS gemeinsam überprüft werden müssen (ohne Anspruch auf Vollständig-
keit): 

- Universität Basel 
- Universitäts-Kinderspital 
- TSM Schulzentrum für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen 
- Lufthygieneamt 
- Forstamt 
- Motorfahrzeugprüfstation 
- Rheinhäfen 
- Ethikkommission 
- Opferberatungsstelle 

Die Zusammenarbeit zwischen Basel-Landschaft und Basel-Stadt ist in weit über 100 Geset-
zen geregelt.  

Die Zusammenlegung weiterer Bereiche ist in Diskussion. Aktuelle Beispiele sind die Daten-
schutzstelle, die Kantonalen Labors, die Akutgeriatrie. Unabhängig davon, wie in diesen Be-
reichen letztlich entschieden wird, ist davon auszugehen, dass der Zusammenarbeit von 
Landrat und Grossem Rat immer grössere Bedeutung zukommt.  

Die Erfahrungen zeigen, dass durch die unterschiedlichen Legislaturperioden der beiden Par-
lamente bei der Oberaufsicht immer wieder längere, unnötige Unterbrechungen entstehen. 
Am 1. Juli 2007 begann der Landrat seine neue Legislatur. Dies führte dazu, dass 2007 kaum 
vertiefte interkantonale Überprüfungen stattfanden. Es ist verständlich, dass der Landrat am 
Ende der Legislatur keine neuen Aufgaben angehen wollte. Ebenso verständlich ist, dass sich 
der neue Landrat nach den Sommerferien erst neu konstituieren musste. Gleiches zeichnet 
sich nun beim Grossen Rat ab. Nach den Sommerferien 2008 werden wohl kaum mehr neue 
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Vorhaben angegangen. Ab Februar 2009 braucht auch der neue Grosse Rat wieder bis Som-
mer 2009 Zeit, um voll handlungsfähig zu sein. 

In Gesprächen berichten auch Regierungsrätlnnen von ähnlichen Erfahrungen. Bei den Regie-
rungen hätte allerdings ein Wechsel an der Spitze eines Departements denselben Effekt, auch 
wenn die Legislaturperioden angeglichen wären. Im Zusammenspiel zwischen Verwaltung, 
Regierung und Parlament müssen wir bestrebt sein, allen Beteiligten möglichst optimale Be-
dingungen zu schaffen. Eine Oberaufsicht, die ihre Aufgaben im Rahmen eines Milizsystems 
ausübt, muss deshalb mit möglichst wenig strukturellen Hindernissen funktionieren können. 

Die Anzugsteller bitten die Regierung, Vorschläge zu unterbreiten, wie die Legislaturperioden 
von Basel-Landschaft und Basel-Stadt, unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der Gemein-
den in beiden Kantonen, aufeinander abgestimmt werden können. 
 

Urs Müller-Walz, Urs Joerg, Ernst Mutschler, Marcel Rünzi, Jan Goepfert, Rolf Jucker, 
Brigitte Hollinger, Dominique König-Lüdin, Martin Hug“ 

 
 
Wir berichten zu diesem Anzug wie folgt: 
 
 
1. Ausgangslage 
 
1.1 Im Kanton Basel-Stadt 
 
Im Kanton Basel-Stadt werden der Grosse Rat und der Regierungsrat gemäss 
§ 73 Abs. 1 der Verfassung des Kantons Basel-Stadt vom 23. März 2005 (SG 111.100) 
auf die Dauer von vier Jahren gewählt. Das Gesetz über die Geschäftsordnung des 
Grossen Rates vom 29. Juni 2006 (GO; SG 152.100) nennt in § 15 Abs. 1 die Legisla-
turperiode „Amtsperiode“ und bestimmt, dass diese jeweils in der ersten Hälfte des Feb-
ruars nach der Wahl beginnt. § 15 Abs. 2 GO präzisiert, dass das Amtsjahr des Grossen 
Rates am 1. Februar beginnt und am 31. Januar endet. 
 
Die laufende Amtsperiode des Grossen Rates hat in der ersten Hälfte des Februars des 
Jahres 2009 begonnen (Beginn des Amtsjahres am 1. Februar 2009) und dauert somit 
bis zum 31. Januar 2013. Die nächste Amtsperiode dauert vom 1. Februar 2013 bis zum 
31. Januar 2017. 
 
1.2 Im Kanton Basel-Landschaft 
 
Im Kanton Basel-Landschaft beträgt die Amtsperiode der Behörden und Beamten ge-
mäss § 53 der Verfassung des Kantons Basel-Landschaft vom 17. Mai 1984 (SG 100) 
vier Jahre. Das Gesetz über die Organisation und die Geschäftsführung des Landrats 
vom 21. November 1994 (SG 131) bestimmt in § 1, dass die Amtsperiode jeweils am 
1. Juli nach den Neuwahlen beginnt. 
 
Die laufende Legislaturperiode des Landrates hat am 1. Juli 2007 begonnen und dauert 
bis zum 30. Juni 2011. Die nächste Legislaturperiode dauert vom 1. Juli 2011 bis zum 
30. Juni 2015. 
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2. Identische politische Vorstösse in den beiden Kantonen 
 
2.1 Anzug Urs Müller-Walz und Konsorten 
 
Im Mai 2008 hat Urs Müller-Walz den vorliegenden Anzug eingereicht. Der Regierungs-
rat des Kantons Basel-Stadt hat sich bereit erklärt, diesen entgegenzunehmen.   
 
Wie eingangs erwähnt, hat der Grosse Rat den Anzug in seiner Sitzung vom 17. Sep-
tember 2008 nach einem Antrag auf Nichtüberweisung und drei Voten dem Regierungs-
rat zur Prüfung, Berichterstattung und Antragstellung überwiesen. 
 
2.2 Postulat Kaspar Birkhäuser 
 
Am 5. Juni 2008 hat Kaspar Birkhäuser im Landrat ein Postulat eingereicht. Der Vor-
stoss hatte den gleichen Wortlaut wie der vorliegende Anzug und stellte das gleiche Be-
gehren an den Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft. Dieser lehnte das Postulat 
hingegen ab und beantragte dem Parlament dessen Nichtüberweisung. 
 
Der Landrat hat in seiner Sitzung vom 13. November 2008 darüber beraten, ob der Re-
gierungsrat des Kantons Basel-Landschaft mittels Überweisung des Postulates zu ver-
pflichten sei, die darin verlangte Angleichung der Legislaturperioden zu prüfen, dem 
Landrat zu berichten und ihm Antrag zu stellen. Über den Ablauf und den Inhalt der Be-
ratungen gibt das beiliegende, von der Landeskanzlei verfasste Protokoll vom 13. No-
vember 2008 Auskunft. Als Ergebnis seiner Beratungen hat der Landrat das Postulat mit 
52:19 Stimmen bei zwei Enthaltungen abgelehnt. 
 
 
3. Umsetzung des Anzugsbegehrens 
 
3.1 Bestimmung des gleichzeitigen Beginns 
 
Zunächst müsste festgelegt werden, welcher Termin für den Beginn der Legislatur- bzw. 
Amtsperioden der beiden Parlamente massgeblich sein soll. Die Bestimmung dieses 
Termins kann einvernehmlich oder einseitig durch den Grossen Rat erfolgen. 
 
Der Landrat hat durch die Ablehnung des Postulats Kaspar Birkhäuser zum Ausdruck 
gebracht, dass ihm eine einvernehmliche Bestimmung des gleichzeitigen Beginns der 
beiden Legislaturperioden kein Anliegen ist. Nach seiner Auffassung hat sich der Beginn 
der basellandschaftlichen Legislaturperiode am 1. Juli bewährt, gibt es kein ernsthaftes 
Problem, besteht kein Handlungsbedarf und ist von einer Änderung keine Effizienzstei-
gerung zu erwarten. In der Debatte wurde vielmehr die Befürchtung geäussert, dass es 
durch einen vereinheitlichten Legislaturbeginn zu möglichen Know-how-Verlusten kom-
men könnte. Erwähnt wurde zudem, dass die Gleichzeitigkeit der Gesamterneuerungs-
wahlen in den beiden Nachbarkantonen mehr Verwirrung stiften als Nutzen bringen 
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könnte (vgl. beiliegender Auszug aus dem Protokoll der Landratssitzung vom 13. No-
vember 2008). 
 
Dem Anliegen des vorliegenden Anzugs kann somit nur dadurch Rechnung getragen 
werden, dass der Kanton Basel-Stadt seine Amtsperiode am gleichen Tag wie der Kan-
ton Basel-Landschaft – nämlich am 1. Juli desselben Kalenderjahres – beginnen lässt. 
 
3.2 Übergangsregelung 
 
Entscheidet sich der Kanton Basel-Stadt dafür, die Amtsperiode an dem Tag beginnen 
zu lassen, an dem auch die basellandschaftliche Legislaturperiode beginnt, muss die 
Verfassung des Kantons Basel-Stadt um eine entsprechende Übergangsbestimmung 
ergänzt werden. Hierfür sind drei Varianten denkbar: 
 
1) Die im Kanton Basel-Stadt am 31. Januar 2013 ablaufende Amtsperiode wird bis 

zum 30. Juni 2015, das heisst um 29 Monate, verlängert. Die nächste basel-
städtische Amtsperiode würde so am 1. Juli 2015, also gleichzeitig mit der über-
nächsten basellandschaftlichen Legislaturperiode beginnen. 

 
2) Zwischen dem 31. Januar 2013 und dem 30. Juni 2015 wird eine kurze Amtsperiode 

von 29 Monaten Dauer zwischengeschaltet. Die übernächste basel-städtische Amts-
periode würde so am 1. Juli 2015, also gleichzeitig mit der übernächsten baselland-
schaftlichen Legislaturperiode beginnen. 

 
3) Zunächst wird die im Kanton Basel-Stadt am 31. Januar 2013 ablaufende Amtsperi-

ode bis zum 30. Juni 2014, mithin um 17 Monate verlängert. Gleichzeitig wird die 
Dauer der nächsten basel-städtischen Amtsperiode ab dem 1. Juli 2014 einmalig 
auf fünf Jahre festgelegt und somit bis zum 30. Juni 2019 dauern. Die übernächste 
basel-städtische Legislaturperiode würde so am 1. Juli 2019, also gleichzeitig mit 
der über-übernächsten basellandschaftlichen Legislaturperiode beginnen. 

 
 
4. Haltung des Regierungsrates 
 
Bis im Jahre 1992 wurden im Kanton Basel-Stadt die Gesamterneuerungswahlen des 
Grossen Rates und des Regierungsrates im auf die National- und Ständeratswahlen 
folgenden Januar durchgeführt. Diese zeitliche Nähe zweier Wahltermine stellte für die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, die Kandidatinnen und Kandidaten, die Parteien 
und weitere, in die Wahlkämpfe involvierten Personen eine grosse Belastung dar, wel-
che durch die dazwischen liegenden Weihnachts- und Neujahrsfeiertage nicht gemildert 
wurde. Aus diesem Grunde wurde die Zeitspanne zwischen den eidgenössischen und 
den basel-städtischen Wahlen vergrössert. Zu diesem Zweck ergänzte der Grosse Rat 
mit Beschluss vom 21. April 1994 die frühere Kantonsverfassung vom 2. Dezem-
ber 1889 mit einer Übergangsbestimmung, wonach die Legislaturperiode des am 19. Ja-
nuar 1992 gewählten Grossen Rates mit Beginn der konstituierenden Sitzung des im 
Herbst 1996 zu wählenden Grossen Rates endete. Gleichzeitig hat er das Gesetz über 
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Wahlen und Abstimmungen neu erlassen und darauf abgestimmt sowie entsprechende 
Anpassungen seiner Geschäftsordnung vorgenommen. Die basel-städtischen Gesamt-
erneuerungswahlen wurden so vom Januar auf den Herbst verschoben und durch die 
Schaffung einer langen Legislaturperiode von 57 Monaten Dauer um ein ganzes Jahr 
von den eidgenössischen National- und Ständeratswahlen entfernt. Den damit verbun-
denen Umtrieben stand somit ein fassbarer Nutzen in Gestalt einer spürbaren Entlas-
tung aller an den Wahlen Beteiligten gegenüber. 
 
Der Regierungsrat ist der Ansicht, dass der mit einer erneuten Änderung der Kantons-
verfassung (einschliesslich obligatorisches Referendum und Gewährleistung durch die 
Bundesversammlung), des Wahlgesetzes und der Geschäftsordnung verbundene Auf-
wand in keinem angemessenen Verhältnis zum möglicherweise zu erwartenden Nutzen 
einer zeitlichen Angleichung der Amtsperioden des Grossen Rates und des Landrats 
steht. Zudem teilt er die anlässlich der Debatte im Landrat zum Postulat Kaspar Birkho-
fer geäusserte Befürchtung, dass die gleichzeitige Erneuerung der beiden Kantonspar-
lamente und der damit verbundene konzentrierte Verlust an Wissen und Erfahrung die 
fachliche Kontinuität der Zusammenarbeit der beiden Parlamente beeinträchtigen könn-
te. Er gelangt deshalb zum Schluss, dass der gleichzeitige Beginn der Legislatur- bzw. 
Amtsperioden nicht einseitig im Alleingang durch den Kanton Basel-Stadt herbeigeführt 
und das Anzugsanliegen demzufolge nicht weiter verfolgt werden sollte. 
 
 
5. Antrag 
 
Auf Grund der vorstehenden Ausführungen beantragen wir Ihnen, den Anzug Urs Müller-
Walz und Konsorten betreffend gleichzeitiger Beginn und gleichzeitiges Ende der Legis-
laturen des Landrats und des Grossen Rats abzuschreiben. 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

             
Dr. Guy Morin                                                Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Präsident                                                       Staatsschreiberin 
 
 
 
 
Beilage 
Auszug aus dem Protokoll der Landratssitzung vom 13. November 2008 betreffend Pos-
tulat Kaspar Birkhäuser 










